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Editorial

Gleichstellung?

Gleichstellung der Frau, der Ge-
schlechter, von Menschen mit 
gleichgeschlechtlicher sexueller 
Orientierung, mit Behinderung, mit 
Migrationshintergrund, aus sozial 
schwachen Familien, von Seniorin-
nen und Senioren, der Religionen. 
Diese Liste möglicher Diskriminie-

rungsopfer ist wohl 
nicht vollständig. 
Die Gleichstellung 
der Frau trifft in-
nerhalb der SP 
auf fruchtbaren 
Boden: Frauenför-
derung wird aktiv 

betrieben, und kaum eine Frau wird 
aufgrund ihres Geschlechts diskri-
miniert. Trotzdem beschleicht mich 
oft das Gefühl, dass hier etwas fun-
damental schief liegt. Wir Bewegten, 
bewegen wir uns noch? Dank un-
seren emanzipierten Vorgängerin-
nen sind elementare Rechte endlich 
auch in der Schweiz verankert, das 
Frauenbild und das Selbstverständ-
nis von Frauen haben sich verän-
dert. In Entscheidungspositionen 
sitzen jedoch vor allem Männer. Was 
heisst das? Frauen müssen netzwer-
ken, um beruflich weiterzukommen 
– nicht primär mit Frauen, sondern 
mit Männern. Mit den Entschei-
dungsträgern! Den Mächtigen! Auf 
keinen Fall aber sollen wir aufhören 
zu fordern. Wie unsere Vorgängerin-
nen dürfen wir ruhig radikal sein. Un-
ter anderem muss die Frauenquote 
her, nicht nur in der Politik, sondern 
vor allem auch in der Wirtschaft. 
Dort wird die Politik gemacht. Solan-
ge jedoch Männer die Auslese voll-
ziehen, funktioniert eine freiwillige 
Erhöhung des Frauenanteils in Ent-
scheidungsgremien kaum. Dort aber 
müssen wir hin. Die wirtschaftliche 
und berufliche Gleichstellung einer 
Frau hängt von ihrem wirtschaftli-
chen und beruflichen Umfeld ab. 
Gleichstellung ist keine Sache der 
Frau, sondern der Gesellschaft. Be-
wegen wir uns wieder und ersetzen 
wir die SP Frauen Aargau durch eine 
SP Gleichstellung Aargau?

Brigitte Ramseier von Gränichen ist politi-
sche Parteisekretärin der SP Aargau.

Amtszeitbeschränkung in der SP Aargau

Am Parteitag vom 10. Januar 
haben die Delegierten einer 
Statutenänderung zuge­
stimmt, die künftig die Amts­
zeit auf 12 Jahre beschränkt. 
Eva Schaffner 

auch durchaus kontrovers – dis-
kutiert worden. Den Impuls für 
die neueste Debatte gab Pascale 
Bruderer, unsere heutige Stände-
rätin: An der ersten Sitzung vom  
7.  September 2010 des mit der 
Statutenrevision neu geschaffnen 
Parteirats brachte sie unter Varia 
ein, dass es nun vorwärts gehen 
müsse mit der SP Aargau (die ja 
dazumal gerade erst kurz zuvor 

herbe Verluste erlitten hatte). Es 
brauche jetzt eine echte Personal-
politik, meinte sie, und dazu ge-
höre eine Amtszeitbeschränkung.

In der zweiten Sitzung des 
Parteirats vom 2. Februar 2011 – 
der Parteirat ist für mittelfristige 
strategische Entscheide zustän-
dig – wurden in Workshops die 
Brennpunkte ermittelt, an denen 
dringend gearbeitet werden muss. 
Diesmal war es eine deutliche 
Mehrheit des gesamten Gremi-
ums, das der Geschäftsleitung den 

Auftrag erteilte, eine Regelung für 
eine Amtszeitbeschränkung zu 
entwerfen.

Die Geschäftsleitung disku-
tierte mit Vertreterinnen und Ver-
tretern von Kantonalparteien, die 
bereits eine Amtszeitbeschrän-
kung eingeführt hatten (Bern, Zü-
rich, Genf, Basel-Landschaft) über 
die Vor- und Nachteile. Es galt aus 
den Erfahrungen der anderen zu 
lernen. Der Hauptvorteil der neu-
en Regelung besteht darin, dass 
nun schon früh diskutiert werden 
kann, in welchem neuen Aufga-
benbereich Amtsinhaberinnen 
und Amtsinhaber nach Ablauf der 
vorgegebenen 12 Jahre ihre Fähig-
keiten und ihr Knowhow mit Ge-
winn für beide Seiten weiter ein-
setzen können. Dies ermöglicht es 
künftig, SP-Mitglieder gezielt für 
eine künftige Aufgabe aufzubau-
en, wodurch auch Wahlchancen 
erhöht werden können.

Chance für eine echte Personal­
entwicklung

Eva Schaffner von Aarau  
ist Vize-Präsidentin der  
SP Aargau. 

Mit diesem Beschluss werden 
Art.  13 und Art.  31 der Statuten um 
den entsprechenden Passus er-
gänzt. Die neue Regelung gilt für die 
vom Parteitag gewählten Mitglieder 
der Organe der SP Kanton Aargau 
(Geschäftsleitung, Präsidium, Par-
teirat, Datenschutzbeauftragte/r 
usw.). Der Parteitag hat jedoch stets 
die Möglichkeit, Amtsinhaberin-
nen und Amtsinhaber, die bereits 
seit zwölf Jahren ein Amt beklei-
den, mit einer Zweidrittelmehrheit 
für eine weitere Amtsperiode zu 
wählen. 

Die Amtszeitbeschränkung gilt 
auch für Kandidierende für öffent-
liche Ämter, die vom Parteitag der 
SP Kanton Aargau nominiert wer-
den (Regierungsrat, Nationalrat, 
Ständerat). Hier haben die Par-
teitagsdelegierten 
ebenfalls die Kom-
petenz, mit einer 
Zweidrittelmehr-
heit auch nach 
Vollendung von 12 
Amtsjahren einer 
erneuten Kandida-
tur zuzustimmen. Ausgenommen 
von der Amtszeitbeschränkung 
sind juristische Ämter. Die neue 
Regelung betrifft nur die Kanto-
nalpartei, nicht aber die Bezirks
parteien und die Sektionen. So 
sind beispielsweise Grossrätinnen 
und Grossräte, Gemeinderätinnen 
und Gemeinderäte, Schulpflege-
rinnen und Schulpfleger etc. von 
der Regelung nicht betroffen. 

Das Thema Amtszeitbeschrän-
kung ist in der Vergangenheit in 
der SP Aargau immer wieder – 

Der Parteirat erteilte der GL 
den Auftrag, eine Regelung 
für eine Amtszeitbeschrän­
kung zu entwerfen.
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Abstimmung: Neues Kindes- und Erwachsenenschutzrecht 

Pionierleistung im Aargau
modell entschieden. Mit diesem Modell wer-
den die bestehenden Bezirksgerichte um eine 
Abteilung «Familiengericht» erweitert, die in 
allen familienrechtlichen Belangen (zum Bei-
spiel Scheidungen) entscheiden wird. Diese 
Abteilung ist auch für die Belange des revi-
dierten Kindes- und Erwachsenschutzrechts 
(KESR) zuständig. Damit werden auch die Be-
zirksgerichte gestärkt. Fachkreise attestieren 
dem Departement Justiz und Inneres unter der 
Leitung von SP-Regierungsrat Urs Hofmann, 
das neue KESR mit dem gewählten Modell fort-
schrittlich und zukunftsorientiert umzusetzen. 

Die Gestaltung problematischer Familien-
verhältnisse erfordert besonderes Fachwissen. 
Mit dem neuen interdisziplinären Spruchkör-
per aus den Berufsfeldern Justiz, Sozialarbeit 
und Psychologie wird der besonderen Verfah-
renskultur im Bereich Kindes- und Erwachse-
nenschutzrecht Rechnung getragen. 

Gemeinden
Die Gemeinden sind weiterhin für die Abklä-
rungen und die Mandatsführung zuständig. 
Die Zusammenarbeit zwischen den Gemein-
den und den Familiengerichten erfordert ei-
nen ständigen Austausch. Der Austausch soll 
institutionalisiert werden und regelmässig 
stattfinden. 

Für die neue Organisation der KESB werden 
im Kanton Aargau zusätzlich 70 neue Stellen 
nötig sein. Die Kosten dafür sollen von Kanton 
und Gemeinden gemeinsam getragen werden.

Der Grosse Rat hiess die Vorlage – Verfas-
sungsänderung, Gesetz und Dekret – am 6. De-
zember grossmehrheitlich (mit 16 beziehungs-
weise 17 Gegenstimmen) gut. Am 11. März 
stimmen wir über die Verfassungsänderung ab. 
Die SP ist für Zustimmung.

Das neue Kindes- und Erwachsenen­
schutzrecht des Bundes verlangt ab 
1. Januar 2013 interdisziplinär zusam­
mengesetzte Kindes- und Erwachsenen­
schutzbehörden (KESB) anstelle des 
politisch gewählten Gemeinderats als 
Vormundschaftsbehörde.  Jürg Caflisch

kommentar

Gut vorbereitete
Justizreform
Das neue Gerichtsorganisationsgesetz 
(GOG) trägt dem neuen Kindes- und 
Erwachsenenschutzgesetz des Bundes 
Rechnung, indem die Grundlagen für die 
Familiengerichte geschaffen werden. Es 

berücksichtigt auch die 
Neuerungen des Zivil- 
und Strafprozessrechts, 
die seit dem 1. Januar 
2011 gelten.

Für das neue Gerichts-
organisationsgesetz sind 
in der Verfassung des 
Kantons Aargau ver-

schiedene Anpassungen notwendig, 
damit alle in der Organisation der Justiz 
vorgesehenen Funktionen und Aufga-
ben die erforderliche verfassungsrecht-
liche Grundlage haben: Die Volkswahl  
bleibt für die Bezirksgerichtspräsidien, 
die Bezirksrichter/innen und die Frie-
densrichter/innen bestehen. Der Grosse 
Rat wählt wie bisher die Mitglieder des 
Obergerichts und des Spezialverwal-
tungsgerichts. Zusätzlich wählt er auch 
die Mitglieder des Justizgerichts und der 
Justizleitung. Justizgericht und Justizlei-
tung werden neu eingeführt und müssen 
in der Verfassung des Kantons Aargau 
ihre Grundlage haben. Das Bezirksge-
richt, das Spezialverwaltungsgericht und 
das Obergericht werden neu in Abteilun-
gen (bisher Spruchkörper) organisiert.

Dies erfordert Anpassungen am Wort-
laut der bestehenden Paragrafen zu den 
Wählbarkeiten, den Zuständigkeiten, 
den Aufgaben und der Amtsperiode. Der 
Grosse Rat hat am 6. Dezember 2011 die 
Änderung der Verfassung des Kantons 
Aargau (Justizreform) mit 98 zu 17 Stim-
men gutgeheissen.

Eine durch Landammann Urs Hof-
mann und sein Team gut vorbereitete 
Vorlage, der ohne Vorbehalt zugestimmt 
werden kann.

Rosmarie Groux von Berikon ist SP-Gemeinderätin 
und als Grossrätin Mitglied der Justizkommission.

Das neue Kindes- und Erwachsenenschutz-
recht löst das heutige Vormundschaftsrecht 
ab, das grösstenteils aus der Zeit vor dem  
1. Weltkrieg stammt. Im Aargau wurde für die 
Umsetzung die fortschrittliche Form der Fa-
miliengerichte gewählt – eine schweizerische 
Pionierleistung.

Zuständigkeit
Inhaltlich ist das neue Bundesrecht kein «al-
ter Wein in neuen Schläuchen», sondern eine 
Totalrevision. Es stellt einen der heutigen Zeit 
angepassten Kindes- und Erwachsenenschutz 
mit differenzierteren und vor allem zahlrei-
chen neuen Aufgaben für die KESB dar. 

Die KESB werden zuständig sein für die An-
ordnung von Kindes- und Erwachsenenschutz-
massnahmen, von fürsorgerischen Unterbrin-
gungen sowie für die neuen Instrumente im 
Bereich der fürsorgerischen Unterbringung 
(Nachbetreuung, ambulante Massnahmen). 
Zudem werden die KESB Aufgaben zu erfüllen 
haben, die sich aus den neuen Selbstbestim-
mungsrechten ergeben, wie beispielsweise 
Vorsorgeauftrag und Patientenverfügung. 

Aufgrund der demographischen Entwick-
lung – mehr alte Menschen und damit mehr 
Alterserkrankungen wie Demenz – und der 
breiten Möglichkeiten der Medizin, aber auch 
im Zusammenhang mit Selbstbestimmungs-
rechten wie Vorsorgeauftrag oder PatientIn-
nenverfügungen kann künftig jede und jeder 
in eine Situation geraten, in welcher Kontakt 
mit der KESB entsteht.

Gerichtsmodell
Der Kanton Aargau hat sich für das Gerichts-

Jürg Caflisch von Baden ist Leiter der 
Jugend- und Familienberatung des Bezirks 

Dietikon und SP-Grossrat.

Erst im Aargau ein Familiengericht. Von links: Obergerichtspräsident Armin Knecht, Landammann  
Urs Hofmann, Bezirksgerichtspräsident Zofingen Christian Sigg.
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kommentar

Lieber ESAK und mehr 
SP im Grossen Rat
Die heute schon mögliche Energiever-
schleuderung wird mit dem «neuen» 
Aargauer Energiegesetz auch in Zukunft 
erlaubt sein. Ein Beispiel: Neue ortsfeste 
elektrische Widerstandsheizungen sollen 

nicht mehr erlaubt sein. 
Jedoch: Die Ausnahme-
regeln hebeln das Quasi-
Verbot praktisch wieder 
aus. 

Dass man es heute 
auch mit einer bürger-
lichen Mehrheit besser 
machen kann, wissen 

wir seit der im vergangenen Jahr durch 
Bundesrat und Bundesparlament be-
schlossenen Energiewende. Was aber 
macht der bürgerliche Aargau? Im Rats-
saal wurde es so auf den Punkt gebracht: 
«Bern rennt, der Aargau pennt.»

Besser läuft es da in der Kantons-
hauptstadt. Mit der ESAK-Initiative 
(EnergieStadt Aarau konkret), über die 
am 11. März abgestimmt wird, hat Aarau 
die Chance, aus dem Energie-Dorn-
röschenschlaf aufzuwachen. Die Initi-
ative der überparteilichen Allianz ver-
langt, dass sich Aarau für die Erreichung  
der Ziele der 2000-Watt-Gesellschaft ein-
setzt: durch die Förderung von Energie-
effizienz und erneuerbaren Energiequel-
len, über eine Reduktion des Energiever-
brauchs auf durchschnittlich 2000 Watt 
sowie mit einer Reduktion des CO2-Aus-
stosses auf eine Tonne pro Einwohnerin 
und Einwohner und Jahr bis 2050.

Bei einer Annahme von Initiative oder 
Gegenvorschlag wäre also neben Bun-
desbern zumindest auch in Aarau das 
Ziel bekannt. Damit ist zwar noch kein 
Problem gelöst, aber immerhin stimmt 
dann die Richtung. Im Kanton Aargau 
geht wohl erst wieder mehr, wenn die SP 
stärker wird. Also nach den Grossrats-
wahlen 2012.

Marco Hardmeier von Aarau ist SP-Grossrat und 
Präsident der SP Aargau.

Astrid Andermatt von Lengnau ist als 
SP-Grossrätin Mitglied der Kommission 

Umwelt, Bau, Verkehr.

Revision Energiegesetz

Mit 125 zu 58 Stimmen bei zwei Enthal­
tungen hat der neu gewählte Nationalrat 
den Stopp für neue Atomkraftwerke 
bestätigt. Jetzt gilt es, diesen Beschluss 
auch im Land umzusetzen. Im Aargau 
aber will die bürgerliche Mehrheit im 
alten Fahrwasser weitermachen. So 
jedenfalls präsentiert sich das revidierte 
«wohl schlechteste Energiegesetz der 
Schweiz» (SP Aargau), das der Grosse 
Rat am 17. Januar verabschiedet hat. 
Eine Volksabstimmung darüber gibt es 
nicht.  Astrid Andermatt

wird, dass der Energieverbrauch nicht immer 
weiter steigen darf, dass ein bewussterer Um-
gang mit unseren Ressourcen nötig ist. Eben-
falls bekannt ist, dass eine offensive Strategie 
im Bereich Energiewende neue Investitionen 
auslöst und eine grosse Chance für unseren 
Denk- und Werkplatz bedeutet. Der Aargauer 
Grosse Rat hat aber ein mutloses Energiege-
setz beschlossen, das diesen Überlegungen 
nicht Rechnung trägt. «Kompromiss» nannten 
es Bürgerliche, «schwammig» die Linke.

Die SP hat sich bei den Beratungen in der 
Kommission und im Plenum eingebracht, oft 
mit grosser Kompromissbereitschaft. Doch 
was geblieben ist, ist enttäuschend: Anstelle 
verbindlicher Zielsetzungen wurde uns eine 
rollende Planung angeboten. Somit können 
Energie- und Klimaziele flexibel angepasst 
werden, je nachdem, wie der politische Wind 
weht. Wo bleibt da die Verantwortung für die 
Zukunft? Klimafragen und Ausstiegsszenarien 
sind keine kurzfristigen Wahlkampfthemen 
oder Legislaturversprechungen. Lösungswege 
brauchen langfristige Zielperspektiven.

Die SP Aargau wollte ein Energiegesetz, das 
auf eine erneuerbare Energiezukunft und ver-
stärkte, aktive Energieeffizienz setzt und das 
alle Strategien unterbindet, die einen Umstieg 
von Atomkraft zu erneuerbaren Energiefor-
men behindern. Das neue Gesetz sollte einen 
solidarischen Beitrag zu den Klimaschutz-
massnahmen auf internationaler Ebene leisten 
und mithelfen, 30 Prozent der CO2-Emissionen 
bis 2020 zu substituieren. Wir wollten ein Ener-
giegesetz, das zu 100 Prozent auf Effizienzge-
winn setzt und mithelfen würde, 40 Prozent 
des CO2-Ausstosses bei Heizungen zu redu-
zieren. Wir wollten das Ziel der Halbierung 
des Energieverbrauchs bis 2050 mittragen. Ein 
Energiegesetz, das klar definiert, dass Neubau-
ten standardisiert zu Plus-Energie-Häusern 
werden. Das alles bringt das neue Gesetz nicht. 
Nun bleibt uns Aargauerinnen und Aargauern 
wirklich nur zuzuwarten, was die eidgenössi-
schen Räte weiter beschliessen.

Eine Volksabstimmung gibt es dazu nicht. 
Der Antrag der SP auf ein Behördenreferen-
dum verpasste die erforderliche Stimmenzahl 
knapp.

Bundesrat, National- und Ständerat wollen die 
Energiewende. Die Weichen sind also gestellt 
für die Energiestrategie 2050 des Bundes, mit 
welcher der Atomausstieg begleitend umge-
setzt wird.

Wo steht aber der Energiekanton Aargau 
heute mit seinem «neuen» Energiegesetz? Of-
fensichtlich will es die bürgerliche Mehrheit im 
Aargau nicht akzeptieren, dass jetzt eine neue 
Energiepolitik ansteht. Die Aargauer Regierung 
ist bei der Revision des Energiegesetzes den 
Weg des geringsten Widerstands gegangen, an-
statt in eine neue Energiezukunft zu investie-
ren. Sie wartet ab, was der Bund vorlegen wird. 

Auch die Aargauerinnen und Aargauer wis-
sen, was mit dem Umstieg auf sie zukommen 

am 11. März 2012 

2 x JA

Von «Kompromiss» 
bis «schwammig»
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dazu, dass chronische Belastungen sowie 
Mehrfachbelastungen noch zunehmen wer-
den. Damit werden auch die Bewältigung kriti-
scher Lebensereignisse und biografische Über-
gänge erschwert. Die Relevanz von Stress als 
einem der wichtigsten Risikofaktoren für psy-
chische (und physische) Gesundheit gewinnt 
an Bedeutung. Die Last psychischer (und phy-
sischer) Krankheiten wird ohne gezielte und 
wirksame Massnahmen weiter steigen und 
ein noch gewichtigerer sozialer und volkswirt-
schaftlicher Faktor werden.» 

Welche Wirtschaft wollen wir?
Eine nachhaltige Wirtschaft kann sich nur 
in einer gesunden Umwelt mit sozialen Leit-
planken entwickeln. Dazu gehören genügend 
Erholungsphasen für die Menschen. Deshalb: 
JA zur Volksinitiative «6 Wochen Ferien für 
alle»!

Der Mensch braucht Erholung
Sechs Wochen Ferien seien ungesund 
für die Wirtschaft, sagen die einen. 
Steigender Stress am Arbeitsplatz ohne 
Ausgleich ist ungesund für alle, sage ich. 
In meinem persönlichen Umfeld und in 
meiner Arbeit als Gewerkschafter sehe 
ich, wie sich der wirtschaftliche Wandel 
mit immer noch mehr Leistungsdruck 
und Flexibilität auf die Beschäftigten 
auswirkt. Ich unterstütze die Volksinitia­
tive «6 Wochen Ferien für alle» im 
wesentlichen aus den nachfolgenden 
Überlegungen.  Max Chopard-Acklin

Abstimmung über die Initiative «6 Wochen Ferien für alle»

Max Chopard-Acklin von Nussbaumen 
ist SP-Nationalrat und 

Gewerkschaftssekretär Unia. 

Grössere Produktivität muss  
weitergegeben werden
Erstens bin ich davon überzeugt, dass es eine 
gewisse Kompensation für den zunehmenden 
Stress am Arbeitsplatz braucht. Die Arbeitspro-
duktivität in der Schweiz ist zwischen 1992 und 
2007 um 21,5 Prozent gestiegen. Dass heisst: 
Der durchschnittliche Output pro Arbeitsplatz 
und pro Arbeitsstunde hat zugenommen. Die 
Reallöhne haben sich im gleichen Zeitraum je-
doch nur um 4,3 Prozent erhöht. Die Beschäf-
tigten leisten also immer mehr oder bedienen 
immer schnellere und anspruchsvollere Ma-
schinen und Geräte. Der Gewinn daraus wur-
de aber bisher vor allem von den Arbeitgebern 
abgeschöpft. Es ist jedoch wichtig, dass zu-
mindest ein Teil dieser Produktivitätsgewinne 
in Form von Freizeit als Ausgleich an die Be-
schäftigten weitergegeben wird. Denn durch 
den Wandel in der Arbeitswelt wird die Nacht 
immer mehr zum Arbeitstag und der Sonntag 
immer mehr zum Werktag. Das belastet das so-
ziale Umfeld, die Familien und die Freizeit. 

Stress kostet
Zweitens: Es ist bekannt, dass härter werdende 
wirtschaftliche Realitäten und zunehmender 
Stress hohe Gesundheitskosten auslösen. Man 
spricht von jährlich mehreren Milliarden Fol-
gekosten für die Volkswirtschaft. Gemäss seco-
Studie fühlen sich in der Schweiz vier von fünf 
Erwerbstätigen gestresst, davon gut ein Viertel 
oft oder sehr oft gestresst. Ferien können Stress 
abbauen. Sie sind also für den Gesundheits-
schutz und den Ausgleich wichtig. Nur so blei-
ben die Menschen leistungsstark und gesund. 
Jeder Mensch braucht Erholungsphasen.

Die nationale Stiftung «Schweizerische Ge-
sundheitsförderung» hielt in einer Analyse 
zum Thema «Stress» folgendes fest: «Der vor-
aussichtlich anhaltende soziale Wandel und 
der wachsende wirtschaftliche Druck führen 

kommentar

Das Kalb vor der 
Gotthardpost
Auch wenn sich die technischen Neue-
rungen bei Handys und anderem modi-
schem Gerät jagen, laufen die wichtigs-
ten Prozesse, die «Schicksalsprozesse», 
immer langsam. Den Gedanken der 

ungleichen Geschwin-
digkeit im gesellschaftli-
chen Wandel verfolgt der 
emeritierte Zürcher Lite-
raturprofessor Peter von 
Matt in seiner soeben er-
schienenen Essaysamm-
lung*, der er das Kalb 
vor der Gotthardpost 

voranstellt: Vor der in höchstem Tempo 
heransausenden Postkutsche versucht 
sich ein langsames Kalb in Sicherheit zu 
bringen. Die «Gotthardpost» des Schwei-
zer Malers Rudolf Koller, gemalt zur Zeit 
des Gotthardtunnelbaus 1873, zeigt diese 
ideen- und ideologiegeschichtlich be-
deutsamen deux vitesses im Bild: Unsere 
Wirklichkeit läuft und entwickelt sich in 
verschiedenen Geschwindigkeiten.

Wie oft schon haben wir im Aargau 
Massnahmen gegen die Folgen der Ar-
beitslosigkeit – Aussteuerung, Armut, 
Krankheit – verlangt? Anfangs 1994 reich-
te die SP-Fraktion im Grossen Rat um die 
14 Vorstösse gegen die auch damals zu 
bekämpfende Arbeitslosigkeit ein – ein 
einziger wurde überwiesen. WOV und 
anderes neoliberales Spielzeug brauchte 
viel weniger lang, auf griffige Instrumen-
te gegen die Arbeitslosigkeit und ihre Fol-
gen warten wir noch heute. Die Initiative 
des Aargauischen Gewerkschaftsbunds 
(siehe Seite 13) ist dringend nötig, zumal 
es nach der AVIG-Revision für Arbeitslose 
noch schwieriger ist: keine Zwischen-
lösungen mehr für Ausgesteuerte, die 
neue Taggelder auslösen, Sozialhilfe erst 
bei Vermögen 4000 Franken – nach Ver-
brauch des Eigentums. Und weil Regie-
rung wie bürgerliche Mehrheit unsensi-
bel gegen Arbeitslosenhilfe mauern und 
den Fortschritt verzögern. 

Katharina Kerr von Aarau ist Redaktorin links.ag. 

* Peter von Matt: Das Kalb vor der Gotthardpost. 
Zur Literatur und Politik der Schweiz. Hanser Verlag, 
München, Februar 2012. 368 Seiten, Fr. 29.90
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Der Mensch braucht Erholung
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Kurt Emmenegger von Baden
ist SP-Grossrat, Regio-Leiter 

der Gewerkschaft Unia und Präsident 
des Aargauischen Gewerkschaftsbundes.

Arbeit und Weiterbildung für alle

Kaum drei Jahre nach der grossen 
Finanzkrise zeichnet sich eine zweite 
Rezession ab. Die Arbeitslosigkeit 
steigt bereits wieder stark an. Die 
Ursachen sind der stark überbewertete 
Franken und die schlechtere Konjunktur 
in der Eurozone, aber auch die staat­
liche Kaufkraftabschöpfung in der 
Schweiz.  Kurt Emmenegger

Aargauische Volksinitiative für eine kantonale Arbeitslosenhilfe

besonders exponiert. Die Nachfrage nach 
Aargauer Exportprodukten geht nun zurück. 
Zahlreiche Firmen beginnen Arbeitsplätze 
abzubauen oder ins Ausland zu verlagern. 
Verschiedene Studien gehen davon aus, dass 
wegen der Frankenstärke schweizweit 100 000 
Arbeitsplätze bis 2013 gefährdet sind. 

Der Privatkonsum – eine wichtige Stütze der 
Konjunktur – ist nur noch dank der Zuwande-
rung gewachsen. Pro Kopf geht er zurück. Das 
wegen der staatlichen Abschöpfung von Kauf-
kraft vor allem bei den tiefen und mittleren 
Einkommen um schweizweit total rund drei 
Milliarden Franken (4. AVIG-Revision, höhere 
Krankenkassenprämien u.a.). So sinkt die Be-
schäftigung auch im Detailhandel und Gastge-
werbe. Das kostet wiederum Kaufkraft.

Damit wird eine gefährliche Abwärtsspirale 
in Gang gesetzt. Der Schweizerische Gewerk-
schaftsbund SGB geht daher für 2012 von einem 
Nullwachstum aus und rechnet mit einem An-
stieg der Arbeitslosenquote auf 3,5 Prozent.

Statt Steuergeschenke für die Krisen-
verursacher: Hilfe für die Opfer der Krise
Wegen dem Abdriften der Wirtschaft in eine 
Rezession und der unsäglichen Revision  
des Arbeitslosenversicherungsgesetzes (AVIG) 
haben die Langzeitarbeitslosigkeit und die Aus-
steuerung massiv zugenommen – bereits heute 
werden allein im Aargau durchschnittlich rund 
200 Personen pro Monat ausgesteuert. 

Von dieser Entwicklung sind vor allem Ju-
gendliche betroffen. Im Aargau haben 2000 
Jugendliche den Einstieg in den Arbeitsmarkt 
noch nicht geschafft. Weiter bilden die über 
50-Jährigen einen Grossteil der Ausgesteuer-
ten. Nicht nur führen die aus der Aussteuerung 
resultierenden finanziellen Lasten bei diesen 
Personen, die jahrzehntelang treu ihren Job ge-
macht haben, zu einer absolut unwürdigen Si-
tuation, sie erschweren auch die Stellensuche.

Die Schaffung einer Arbeitslosenhilfe wür-
de die notwendigen Massnahmen bieten, um 

Rezession droht – Arbeitslosigkeit steigt
Der Aargau ist mit seinem überdurchschnitt-
lichen Anteil an exportorientierter Industrie 

Jugendliche in den Arbeitsmarkt zu integrieren 
und älteren Ausgesteuerten (50+) eine Rückkehr 
in den Arbeitsmarkt zu ermöglichen. Sie würde 
aber auch präventiv wirken, indem gering qua-
lifizierte Beschäftigte, die von Arbeitslosigkeit 
stark bedroht sind, ihren Verbleib im Arbeits-
markt durch spezielle Massnahmen, Weiterbil-
dung oder Umschulung sichern könnten.

Schliesslich sieht die Arbeitslosenhilfe auch 
Arbeitsplätze für Personen vor, die den heuti-
gen Leistungsanforderungen auf dem Arbeits-
markt nicht mehr gewachsen sind. 

Eingliederungsmassnahmen statt Sozialhilfe
Wenn den trüben Zukunftsaussichten keine 
konkreten Massnahmen entgegengestellt wer-
den, dann werden die zunehmenden Kosten 
der Entwicklung von der Sozialhilfe und somit 
von den Gemeinden getragen werden müssen. 
Das kann insbesondere dann nicht sein, wenn 
gleichzeitig Steuergeschenke für Reiche und 
Unternehmen geplant sind.

So hat der Aargauer Grosse Rat am 22. No-
vember 2011 in erster Lesung eine Steuer
gesetzrevision verabschiedet, die weitere  
215 Millionen Franken Steuermindereinnah-
men vorsieht. Dem würden bescheidene Kos-
ten für die Arbeitslosenhilfe von geschätzten 
15 Millionen Franken gegenüberstehen. Die 
Ablehnung einer SP-Motion betreffend Ar-
beitslosenhilfe durch den gleichen bürgerlich 
dominierten Grossen Rat am 29. November 
2011 kann daher nur als Zynismus qualifiziert 
werden.

Darum verlangt der Aargauische Gewerk-
schaftsbund AGB nun mittels Volksinitiative 
ein Arbeitslosenhilfegesetz (siehe beiliegenden 
Unterschriftenborgen).

Statt Deregulierung, Privatisierung und Steuer
geschenke für Unternehmen und Reiche braucht 
es
	 Massnahmen für den Erhalt von Arbeitsplät-

zen und die Minderung der Folgen von Ar-
beitslosigkeit, 

	 eine aktive Wirtschaftspolitik, um eine zu-
kunftsgerichtete und wertschöpfungsstarke 
Industrie, um damit Arbeitsplätze zu erhalten, 

	 starke Sozialwerke, die die Menschen gegen 
Arbeits- und Einkommensverlust absichern 
und eine rasche Wiedereingliederung in den 
Arbeitsmarkt aktiv fördern, 

	 Investitionen in Bildung und Gesundheit, 
	 Massnahmen für die Gleichstellung der Ge-

schlechter und die Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie,

	 Massnahmen für die Energieeffizienz und In-

vestitionen in erneuerbare Energien, um die 
Energiewende und zusätzliche Arbeitsplätze 
zu schaffen. 

Für diese Alternative «Aargau für alle!» setzt sich 
der Aargauische Gewerkschaftsbund zusammen 
mit anderen gewerkschaftlichen und politischen 
Organisationen ein. (Ganzer Text des Manifests 
auf www.agb.ch) 

AGB-Manifest «Aargau für alle!» vom 26. Januar 2012
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Kantonalbank-Initiative der SP Aargau 

det. Der Regierungsrat wollte 2008 mit einer 
«Eigentümerstrategie» bis zu 49 Prozent der 
Kantonalbank verkaufen. Der Grund dafür ist 
naheliegend: Ein Verkauf könnte dem Kanton 
viel Geld in die Kassen schwemmen – Geld, das 
er brauchen kann, wenn er wie bisher immer 
weiter Steuern senkt. Die Kantonalbank darf 
aber nicht aus kurzfristigen finanz- und steu-
erpolitischen Gründen privatisiert werden. 
Der Regierungsrat selbst zog 2008 seine fatale 
Strategie angesichts der Bankenkrise zurück. 
Diese noch andauernde Bankenkrise zeigt, wie 
private Banken mit ihrer Abzockermanier und 
ihrer Überheblichkeit ihre Unternehmen an 
die Wand fahren. Und sie zeigt, wie wichtig Si-
cherheit und Vertrauen für eine Bank sind.

Bürgerliche wollen AKB verscherbeln 
Sicherheit und Vertrauen würden bei einer Pri-
vatisierung der Kantonalbank zerstört. Zudem 
bliebe der Kanton auch beim Verzicht auf die 
Staatsgarantie verantwortlich. Das wurde mit 
dem «Rettungspaket» für die private UBS im 
Jahre 2008 klar: Die «faktische Staatshaftung» 
führt dazu, dass bei einem (Teil-)Verkauf der 
Kantonalbank nur die Gewinne privatisiert 
würden, während die Risiken beim Kanton 
verblieben. Regierungsrat und bürgerliche 
Mehrheit im Grossen Rat wollen nun offenbar 
genau das – und widersprechen sich in der Be-
gründung für die Ablehnung: Einerseits sei die 
Initiative nicht nötig, weil die Mitsprache im 
Gesetz garantiert sei – aber auch, weil man gar 
nicht verkaufen wolle oder müsse. Andererseits 
werden aber immer wieder «grösstmögliche 
Flexibilität» und «Entwicklungsmöglichkeiten» 
gefordert. Was kann das anderes heissen als 
eben die Freiheit, jederzeit das Tafelsilber des 
Kantons für kurzfristige Zwecke verscherbeln 
zu können?

Die Zukunft unserer Aargauischen Kanto-
nalbank braucht Sicherheit. Nur mit unserer 
Volksinitiative gibt es diese! Am 16. Juni 2012 
wird darüber abgestimmt.

* Verfassungsänderungen müssen vor das Volk. Gesetze und 
Gesetzesänderungen kommen gemäss Verfassung nur zur 
Volksabstimmung, wenn sie im Grossen Rat das absolute 
Mehr nicht erreichen oder wenn das Behördenreferendum 
von 1/4 (35) der Mitglieder des Grossen Rates oder ein Refe-
rendum von 3000 Stimmberechtigten ergriffen wird.

kommentar

Wem gehört das 
Volkseigentum?
Bei der SP-Volksinitiative «Für eine siche-
re Aargauische Kantonalbank» geht es 
um mehr als um entscheidungspolitische 
Formalitäten. Es geht darum, das Primat 
über Volkseigentum vollumfänglich in 
die Hände des Volkes zu legen. In die-
sem Fall bedeutet das nichts weniger, als 
dass über die Zukunft der Kantonalbank 

das Aargauer Stimmvolk 
zu entscheiden hat. Der 
Regierungsrat und die 
bürgerliche Mehrheit im 
Grossen Rat versuchen 
nun die populäre Initi-
ative der SP mit faden-
scheinigen Argumenten 
zu bodigen. Zum einen 

wird behauptet, dass ein Verkauf oder 
Abbau der AKB nicht zur Diskussion 
steht, und zum anderen, dass das AKB-
Gesetz die kantonalen Besitzrechte be-
reits genügend sichert. Was spricht dann 
dagegen, diese Besitzverhältnisse in der 
Verfassung zu verankern? Ganz einfach: 
Die bürgerliche Mehrheit will sich alle 
Verkaufs- und Abbauoptionen offen 
halten. Wird die Initiative abgelehnt, ist 
es nur eine Frage der Zeit, bis Privatisie-
rungsversuche wie im Jahr 2008 mit der 
«Eigentümerstrategie» reaktiviert wer-
den. Nur mit einer zwingenden Volksab-
stimmung können wir unser öffentliches 
Eigentum vor den Händen privater und 
bürgerlicher Profitmaximierer bestmög-
lich bewahren.

Wir dürfen nicht eine sichere und ge-
sunde Kantonalbank, die unsere Volks-
wirtschaft nachhaltig stärkt, für kurzfris-
tige Gewinne verhökern. Bevor die Bür-
gerlichen wieder die Profite privatisieren, 
um dann die Schulden zu sozialisieren, 
ist es an uns, die Kantonalbank in den 
Schutz des Souveräns zu stellen. 

Fabio Höhener von Widen ist Schulpfleger und 
Co-Präsident der SP Mutschellen-Kelleramt

Die Kantonalbank gehört uns
Vor zwei Jahren hat die SP Aargau die 
Volksinitiative «Für eine sichere Aar­
gauer Kantonalbank» eingereicht. Am 
16. Juni 2012 kommt diese endlich zur 
Abstimmung. Regierung und bürger­
liche Grossratsmehrheit aber wollen 
Ellbogenfreiheit für einen AKB-Verkauf 
und lehnen die Initiative ab.  Dieter Egli

Die Kantonalbank (AKB) muss den Aargaue-
rinnen und Aargauern gehören! Denn sie hat 
einen volkswirtschaftlichen Auftrag: Mit Kre-
diten an KMU und Hypotheken für Wohnei-
gentum stabilisiert sie die regionale Wirtschaft. 
Ihr Geschäftsgebiet liegt fast ausschliesslich im 
Kanton und in angrenzenden Regionen, viele 
riskante internationale Geschäfte fallen so 
weg. Im Gegenzug profitiert die Kantonalbank 
von der Staatsgarantie, für die sie regelmässige 
Abgeltungszahlungen leistet.

Kantonalbankgesetz genügt nicht
Die AKB ist nur im Gesetz als selbständige 
Staatsanstalt definiert. Die Volksinitiative der 
SP Aargau will nun in der Verfassung fest-
schreiben, dass sich die Bank vollständig im Ei-
gentum des Kantons befindet. Einem Verkauf 
oder einer Rechtsformänderung müsste das 
Volk dann in jedem Fall zwingend zustimmen*.

Wir wollen nicht, dass dieses gut aufgestell-
te Unternehmen, das dem Kanton jährlich 
viele Millionen an Gewinn abliefert, priva-
tisiert wird! Diese Sorge ist nicht unbegrün-

Dieter Egli von Windisch ist CO-Präsident 
der SP-Grossratsfraktion und Mitglied der 

Geschäftsleitung der SP Aargau.

An dieser Nummer haben mitgearbeitet:  
Astrid Andermatt, Jürg Caflisch, Max Chopard-
Acklin, Dieter Egli, Kurt Emmenegger, Yvonne 
Feri, Rosmarie Groux, Marco Hardmeier, Fabio 
Höhener, Katharina Kerr, Renato Mazzocco, 
Brigitte Ramseier, Eva Schaffner und Florian Vock. 
Fotos S. 9, 11 und 12 Johannes Rüesch, Bild S. 9 
Renato Mazzocco, S. 12/13 Kunsthaus Zürich,  
Bild S. 14 AKB, Foto S. 16 JUSO.
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Wem nützt es?

Oder vielmehr «wem sollte es nützen?», 
das ist die Frage, die wir uns bei Abstim-
mungen jeweils stellen (müssen). Am  
11. März 2012 vor allem bei den beiden 
eidgenössischen Abstimmungen zur Tra-
vail.Suisse-Initiative für «6 Wochen Feri-
en» und bei der Buchpreisbindung.

Klar ist es bei der Ferieninitiative: 
Alle sollen davon profitieren. Weil wir 

es längst verdient – und 
mit unserem Fleiss auch 
schon bezahlt haben! 
Wir alle haben in den 
letzten Jahren immer 
härter gearbeitet. Trotz-
dem sind die Löhne nur 
wenig gestiegen. Auch 
die Arbeitszeit ist kaum 

gesunken. Die Profite haben andere ein-
gesackt.

Nur scheinbar anders ist es bei der 
Buchpreisbindung: Da wollen uns die 
«Marktfetischisten» weismachen, dass so 
die Bücher billiger werden. Dabei stimmt 
das nur für die Bestseller und vielfach 
auch nur, wenn sie – wie Ex-Libris das tut 
– mit anderen Einnahmen quersubven-
tioniert und so massiv verbilligt werden. 
Das haben die Erfahrungen zum Beispiel 
in England klar gezeigt. Wer hingegen 
die Büchervielfalt dem Discounter-Ein-
heitsbrei vorzieht und will, dass auch in 
kleineren Buchhandlungen anständige 
Arbeitsbedingungen bestehen, wird JA 
zur Wiedereinführung der Buchpreisbin-
dung stimmen. Und denen, die hoffen, 
via Internet seien Bücher so oder so billi-
ger, sei gesagt, dass sich Amazon und an-
dere freiwillig an die Buchpreisbindung 
halten.

Bei der Bauspar-Initiative ist es hin-
gegen umgekehrt, weswegen diese ab-
zulehnen ist: Da können nur höhere Ein-
kommen profitieren – oder kennt Ihr vie-
le Leute, die zusätzlich zu den Beiträgen 
für die 3. Säule noch weiteres Geld «förig» 
haben?

Renato Mazzocco von Aarau war SP-Grossrat und 
ist Sekretär des Aargauischen Gewerkschaftsbunds 
AGB. 

 

Tagesstrukturen

strukturen, Mittagsbetreuung, Spielgruppen 
und Tagesfamilien umfasst, hätte die Attrakti-
vität des Kantons und der Gemeinden gestei-
gert werden können. Die vielen Standortmar-
keting-Verantwortlichen in den Gemeinden 
können das bestätigen. Heute beteiligt sich der 
Kanton mit minimalen Beiträgen an den Kitas. 
Diese Gelder hätten nicht mehr abgeholt wer-
den können. Das Gesetz musste folgerichtig 
in der abgemagerten Form abgelehnt werden. 
Das hat die SP richtig erkannt. 

Viele Gemeinden haben auf die Gesetzes-
änderung gewartet, um die von weiten Teilen 
der Bevölkerung geforderten Tagesstruktu-
ren aufzubauen. Jetzt werden die Gemeinden 
allein gelassen. Der alv plant nun, eine neue 
ausformulierte Initiative zu lancieren, da die 
alte Initiative den Bereich der vorschulischen 
Betreuung nicht einschliesst. Die SP tut gut da-
ran, diese aktiv zu unterstützen. 

Für mich ist einmal mehr klar geworden, 
dass weder die CVP noch die FDP in der politi-

schen Arbeit verlässliche Partner sind. Die CVP 
schreibt zwar die Familienpolitik auf ihre Fah-
ne, doch diese Fahne dreht und wendet sich 
im Wind. Was auf Bundesebene geklappt hat, 
Millionen für die Kinderbetreuung abzuholen, 
scheitert im Kanton. Ein schlechter Start ins 
Politjahr 2012 des Kantons Aargau. Jetzt gibt es 
viele neue Vorstösse zum Thema. Der SP-Vor
stoss* könnte die Sache wenden.

 
* Motion 12.14 der SP-Fraktion vom 17. Januar 2012 betref-
fend gesetzliche Grundlagen zur Sicherstellung eines be-
darfsgerechten familienergänzenden Kinderbetreuungsan-
gebots in der Verantwortung der Gemeinde.

Nach bürgerlichem Desaster 
sofort neu beginnen
Der Grosse Rat hat an seiner ersten 
Sitzung im neuen Jahr am 10. Januar 
bei der Beratung der familienergänzen­
den Kinderbetreuung sehr schlechtes 
Theater gespielt. In zwei chaotischen 
Sitzungen wurde das Gesetz zur 
«abgemagerten Katze» (Kurt Emmen­
egger, SP) und dann abgelehnt. Seit ich 
politisiere, seit siebzehn Jahren, steht 
das Thema der ausserfamiliären Kinder­
betreuung auf der politischen Agenda. 
Nach diesem Trauerspiel braucht es 
jetzt eine neue Initiative und eine 
Volksabstimmung.   Yvonne Feri

Der aargauische Lehrerinnen- und Lehrer-Ver-
band (alv) startete 2004 zusammen mit weite-
ren Organisationen eine Initiative zur schuler-
gänzenden Kinderbetreuung und war damit 
Vorreiter für viele Kantone. Damit hat der alv die 
Eckwerte Angebotspflicht, 
Nutzungsfreiwilligkeit, 
Qualität und bezahlbare 
Tarife gesetzt. Diese haben 
sich mittlerweile schweiz-
weit durchgesetzt. Wie 
heisst es doch so schön? 
Die Letzten werden die 
Ersten sein. Nun sind die 
Ersten wohl die Letzten. 

Alle grossen schweize-
rischen Parteien ausser 
der SVP haben die schul- 
und familienergänzende 
Kinderbetreuung in ihre Parteiprogramme 
aufgenommen. Die bürgerlichen aargauischen 
Parteien scheint dies nicht zu interessieren. 
Nach der ersten Lesung im Grossen Rat und 
der nachfolgenden Kommissionsarbeit schien 
die Vorlage auf Kurs zu sein. Es war klar keine 
Maximallösung, sondern ein ausgehandelter 
Kompromiss. 

Nach wilden Anträgen der FDP mit teilwei-
ser Unterstützung der vermeintlichen Fami-
lienpartei CVP blieb am Ende nur noch ein 
Scherbenhaufen: keine kantonalen Vorgaben 
für die Angebotsqualität und die Bewilligung, 
obwohl erwiesenermassen die Qualität für die 
Wirksamkeit entscheidend ist. Keine Kosten-
beteiligung des Kantons: In der ersten Bera-
tung im Juni 2011 war der Kantonsanteil noch 
von 20 auf 50 Prozent angehoben worden. Mit 
der Vorlage, die Kindertagesstätten, Tages-

Yvonne Feri von Wettingen ist  
SP-Gemeinderätin und Nationalrätin.

Die Freisinnigen haben mit ihrem knapp 
gescheiterten Rückweisungsantrag und den in 
gleicher Absicht erfolgten Detailanträgen ein 
Desaster angerichtet, das sie selber erschreckt 
hat. Diese abgemagerte Katze im Sack kann 
man dem Volk nicht verkaufen. Immerhin hat 
dieser Teil – die familienergänzende Kinder­
betreuung – in der Kleeblatt-Abstimmung fast 
50 Prozent der Stimmen erreicht.
Kurt Emmenegger (SP) am 10. Januar 2012 im Grossen Rat.

kommentar
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11. März
Eidgenössische und kantonale 
Abstimmungen 

13. März, 19–21 Uhr
Parteirat
Volkshaus Aarau
 
21. Februar, 6. und 20. März,  
3. April, 17.30 Uhr
Geschäftsleitungssitzung 
SP Aargau
im Volkshaus Aarau

27. März, 19.30–21 Uhr
13. Berner Suppe à la  
Nationalrat Max Chopard
Bericht aus der Frühlingssession
Restaurant Traube, Küttigen
 
31. März, 10–12 Uhr
12. caféCantonal von  
Land-ammann Urs Hofmann
Restaurant zum Schneggen, 
Reinach

Abstimmungen vom 11. März
 
Nationale Vorlagen
	 Volksinitiative «Schluss mit uferlosem Bau von Zweitwohnungen»: JA
	 Volksinitiative «6 Wochen Ferien für alle»: JA
	 Bundesbeschluss über die Regelung der Geldspiele zugunsten  

gemeinnütziger Zwecke: JA
	 Bundesgesetz vom 18. März 2011 über die Buchpreisbindung: JA
	 Volksinitiative «Für ein steuerlich begünstigtes Bausparen»: NEIN 

Kantonale Vorlagen
	 Kindes- und Erwachsenenschutzrecht KESR und Justizreform: 2× JA 
	 (2× Verfassung des Kantons Aargau; Änderung vom 6. 12.2011)
	 2× JA zum Vorhaben zur Stärkung der Volksschule: Verfassung des 

Kantons Aargau; Änderung vom 8. November 2011 und Schulgesetz; 
Änderung vom 8.11.2011

Die SP Kanton Aargau unterstützt das neue Pflegegesetz grundsätzlich, da 
es die dringend benötigte Neuordnung der Pflegefinanzierung in unserem 
Kanton ermöglicht. Mit der Patienteninitiative wehren wir uns aber gegen 
die vom Grossen Rat beschlossene Beteiligung der pflegebedürftigen 
Menschen an den Spitex-Kosten. Bitte nutzt den beiliegenden Bogen, um 
in Eurem Familien- und Bekanntenkreis Unterschriften zu sammeln.
Unterschriftenbogen unter: www.sp-aargau.ch/positionen/initiativen/

AGENDA

parolen

Patienteninitiative
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Florian Vock von Geben-
storf ist Präsident der JUSO 
Aargau und Co-Präsident 
der SP Turgi-Gebenstorf.

Jahresversammlung 2012 der JUSO

Die Jahresversammlung der JUSO Aargau hat den bisherigen 
Weg bestärkt und mit den Neubesetzungen im Vorstand die 
Weichen für die Grossratswahlen gestellt.  Florian Vock 

Vogelsang, David Michel aus Hol-
ziken und Sascha Antenen aus Zo-
fingen.

Einstimmig wurde eine Reso
lution zur Solidarität mit den 
Asylsuchenden verabschiedet. 
Darin fordern wir den Kanton auf, 
umgehend für menschenwür-
dige Unterkünfte und korrekte 
Behandlung zu sorgen. Mergim 
Gutaj von der Regionalgruppe 
Freiamt: «Gerade jetzt, wo im ara-
bischen Raum Menschen um Frei-
heit kämpfen, sollten wir uns mit 
diesen Demokratiebewegungen 
solidarisieren. Statt dessen wird in 
der Schweiz einzig davon geredet, 
dass deswegen mehr Flüchtlinge 
kommen könnten.»

Ebenfalls verabschiedet wurde 
ein Positionspapier zur Nutztier-
haltung und zum Fleischkonsum. 
Rebecca Zurfluh von der AG Vegi-

nossInnen machte besonders auf 
den Umweltaspekt des Fleisch-
konsums aufmerksam: «Für 100 
Gramm Fleisch braucht man 1500 
Liter Trinkwasser!» 

Und nicht zuletzt durfte ich 
selbst mit einer kurzen Rede 
nochmals die Wichtigkeit politi-
schen Denkens und Handelns für 
grundlegende Gesellschaftsverän-
derungen betonen. «Es geht um 
unsere Freiheit auf Selbstbestim-
mung. Eine Freiheit, die sich nicht 
einfach so verwirklicht: Denn 
wirklich frei ist nur, wer genug 
zum Leben hat. Nicht überleben, 
sondern würdevoll leben. Und 
davon sind wir noch sehr weit 
entfernt.»

Weiter mit Vollgas!

Die JV fand im Kulturbetrieb Royal 
Baden statt, das Podium am Abend 
im Trotamundos Baden. Damit 
zeigt die JUSO ihre Solidarität mit 
dem alternativen und nicht pro-
fitorientierten Kulturschaffen im 
Kanton. Am Abend zeigten Nico 
Schulthess von Al Pride und Adi 
Erni von John Caroline, was die 
Musikszene in Baden momentan 
zu bieten hat.

Vor den Wahlen wurden die 
langjährigen Vorstandsmitglie-
der Oliver Müller, Fabio Höhe-
ner und Morad Ghezouani mit 
grossem Applaus und herzlichem 
Dank verabschiedet. In der Folge 
wurden die Bisherigen Florian 
Vock (Präsident), Dariyusch Pour 
Mohsen (Sekretär) sowie Nora 
Hunziker und Sarah Möller (bei-
de Vorstand) wiedergewählt. Neu 
im Vorstand sind Carla Peca aus SamStag, 31. märz 2012
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Alle sind zum 12. CaféCantonal und 
zum anschliessenden Apéro eingeladen.
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